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Washington State Office of the Attorney General 
Modellrichtlinie über die Anwendung von Gewalt 
Zweck:  Diese Richtlinie soll den Beamten Klarheit verschaffen und die Sicherheit für alle fördern, indem sichergestellt 
wird, dass nach Möglichkeit alle verfügbaren und geeigneten Deeskalationstechniken eingesetzt werden, dass körperliche 
Gewalt in angemessener Weise und nur dann angewendet wird, wenn dies erforderlich ist, und dass der Umfang der 
eingesetzten körperlichen Gewalt proportional zur Bedrohung oder zum Widerstand steht, der bzw. dem der Beamte 
ausgesetzt ist, sowie der Ernsthaftigkeit des verfolgten Ziels der Rechtsdurchsetzung entspricht.  

Definitionen

(1)	 Würgegriff: die absichtliche Anwendung von direktem Druck auf die Luftröhre bzw. Kehle einer Person, mit 
dem Ziel, die Atemwege der betreffenden Person einzuengen. [Revised Code of Washington (RCW, Gesetzes-
sammlung des Bundesstaates Washington) 10.116.020]

(2)	 Kompressionsasphyxie: ein unzureichender Sauerstoffgehalt im Blut und/oder ein übermäßiger Anstieg von 
Kohlendioxid im Blut, der zu Bewusstlosigkeit oder Tod führt, verursacht durch eine mechanische Begren-
zung der Lungenerweiterung durch Kompression des Brustkorbs und/oder des Bauches, die die Atmung 
behindert. 

(3)	 Tödliche Gewalt: die vorsätzliche Anwendung von Gewalt durch den Einsatz von Schusswaffen oder anderen 
Mitteln, bei der wahrscheinlich davon auszugehen ist, dass sie zum Tod oder zu einer schweren körperlichen 
Verletzungen führen. (RCW 9A.16.010).

(4)	 Deeskalationstaktiken: Maßnahmen eines Ordnungshüters, die die Wahrscheinlichkeit minimieren sollen, 
dass während eines Vorfalls Gewalt angewendet werden muss. [RCW 10.120.010 (2022 c 4 §2)]. Der Einsatz 
körperlicher Gewalt ist keine Deeskalationstaktik.  Deeskalationstaktiken sind im Abschnitt „Deeskalation“ 
beschrieben. 

(5)	 Durchführbar: nach vernünftigem Ermessen möglich, um die Festnahme oder das rechtmäßige Ziel zu errei-
chen, ohne das Risiko einer Verletzung des Beamten oder einer anderen Person zu erhöhen. 

(6)	 Flucht: eine Handlung oder der Vorgang des Weglaufens in dem Bemühen, der Strafverfolgung zu entkom-
men und sich ihr absichtlich zu entziehen.

(7)	 Unmittelbare Gefahr einer schweren körperlichen Verletzung oder des Todes: Auf der Grundlage der 
Gesamtheit der Umstände kann berechtigterweise angenommen werden, dass eine Person die gegenwärtige 
und offensichtliche Fähigkeit, Gelegenheit und Absicht hat, dem Ordnungshüter oder einer anderen Person 
unmittelbar den Tod oder eine schwere körperliche Verletzung zuzufügen. [RCW 10.120.020 (2022 c 80 §3)].

(8)	 Polizei-/Ordnungsbehörde: umfasst jede „Washingtoner Rechtsdurchsetzungsbehörde mit allgemeiner 
Autorität“ und jede „Washingtoner Rechtsdurchsetzungsbehörde mit beschränkter Autorität“ gemäß RCW 
10.93.020.

(9)	 Weniger tödliche Alternativen: umfassen u. a. verbale Androhung, Deeskalationstaktiken, Elektroimplusge-
räte, Mittel, die Pfefferspray verwenden, Schlagstöcke und Beanbag-Geschosse. (RCW 10.120.010).

(10)	 Erforderlich: unter den Gesamtumständen scheint es keine in angemessener Weise wirksame Alternative 
zur Anwendung körperlicher Gewalt oder tödlicher Gewalt zu geben, und Art und Umfang der angewandten 
körperlichen Gewalt oder tödlichen Gewalt sind eine angemessene und verhältnismäßige Reaktion, um den 
beabsichtigten gesetzlichen Zweck zu erreichen oder den Beamten oder andere Personen vor der Bedrohung 
zu schützen. [RCW 10.120.010 (2022 c 80 §2)].

(11)	 Schwitzkasten: jede Gefäßkompression oder ähnliches Einschränken, Halten oder andere Taktiken, bei denen 
Druck auf den Hals ausgeübt wird, um den Blutfluss einzuschränken. (RCW 10.116.020). 

(12)	Ordnungshüter: umfasst jeden „Ordnungshüter des Bundesstaats Washington mit allgemeinen Befugnissen“, 
„Ordnungshüter des Bundesstaates Washington mit beschränkten Befugnissen“ und „Ordnungshüter des Bun-
desstaates Washington mit besonderen Auftrag“, gemäß den Definitionen dieser Begriffe in RCW 10.93.020.  
„Ordnungshüter“ schließt keine Wärter oder anderen Angestellten eines Gefängnisses, einer Justizvollzugsan-
stalt oder einer Haftanstalt ein, der Begriff umfasst jedoch auch Bewährungshelfer. (RCW 10.120.010). Ord-
nungshüter werden in dieser Richtlinie als Beamte bezeichnet.

(13)	 Körperliche Gewalt: jede Handlung, die mit hinreichender Wahrscheinlichkeit körperliche Schmerzen oder 
Verletzungen verursacht, oder jede andere Handlung, die auf den Körper einer Person ausgeübt wird, um 
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die Bewegung der Person zu erzwingen, zu kontrollieren, einzuschränken oder zu verhindern.  Körperliche 
Gewalt umfasst nicht das Abtasten, zufällige Berühren, verbale Befehle oder das ordnungsgemäße Anlegen 
von Handschellen, wenn dabei keine körperlichen Schmerzen oder Verletzungen zugefügt werden. (RCW 
10.120.010).

(14)	Geschoss-Hiebwaffen: eine weniger tödliche Waffe, die Geschosse abfeuert, wie z. B. 40-mm-Gummi- oder 
Kunststoffgeschosse, PepperBall- oder ähnliche Geschosse, Blitz-Knall-Geschosse oder Bean Bags, die dazu 
bestimmt sind, eine Person vorübergehend außer Gefecht zu setzen.

(15)	 Positionsbedingte Asphyxie: ein unzureichender Sauerstoffgehalt im Blut und/oder ein übermäßiger Anstieg 
von Kohlendioxid im Blut, der zu Bewusstlosigkeit oder Tod führt, wenn eine Person in eine Körperlage ge-
bracht wird, die ihre Atemwege zusammendrückt und sie nicht frei atmen lässt.  

(16)	 Tränengas: Chloracetophenon (CN), O-Chlorbenzylidenmalononitril (CS) und ähnliche chemische Reizstof-
fe, die in der Luft verteilt werden, um vorübergehende körperliche Beschwerden oder dauerhafte Verletzungen 
hervorzurufen. „Tränengas“ umfasst nicht Oleoresin Capsicum (OC). (RCW 10.116.030). 

(17)	Gesamtumstände: alle Tatsachen, die dem Beamten vor und zum Zeitpunkt der Anwendung von Gewalt 
bekannt sind, einschließlich der Handlungen der Person, gegen die der Beamte diese Gewalt anwendet, sowie 
die Maßnahmen des Beamten. (RCW 10.120.010).

(18)	 Fehlverhalten: Verhalten, das gegen das Gesetz oder gegen die Richtlinien der Behörde des beiwohnenden 
Beamten verstößt, vorausgesetzt, dass das Verhalten nicht geringfügiger oder technischer Natur ist. (RCW 
10.93.190).

Übergreifende Prinzipien

Es ist die grundlegende Pflicht der Polizei- und Ordnungsbehörden, alles menschliche Leben zu wahren und zu 
schützen. (RCW 10.120.010). Die Beamten respektieren und wahren die Würde aller Personen und üben ihre Befug-
nisse unvoreingenommen aus.. 

Die korrekte Anwendung von Gewalt ist unerlässlich, um eine unparteiische Polizeiarbeit zu gewährleisten und Ver-
trauen in der Gemeinschaft aufzubauen. Es gibt zwar Umstände, unter denen Einzelpersonen das Gesetz nur dann 
einhalten, wenn sie von Beamten durch Anwendung von Gewalt dazu gezwungen oder kontrolliert werden, aber die 
Beamten müssen sich bewusst sein, dass sie ihre Autorität von der Gemeinschaft beziehen und dass unangemessene 
Gewalt die Legitimität dieser Autorität mindert.
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Überlegungen zu jeglicher Anwendung körperlicher  
Gewalt 

Kritische Entscheidungsfindung
(1)	Der Einsatz kritischer Entscheidungsfindung kann den Beamten helfen, die in dieser Richtlinie dargelegten 

Erwartungen zu erfüllen. Wenn dies sicher und durchführbar ist, müssen die Beamten bei der Kontaktaufnahme 
mit einem Mitglied der Öffentlichkeit oder bei der Erwägung, dies zu tun, Folgendes beachten: 

(a)	 vor dem Eintreffen am Ereignisort mit der Einschätzung und Planung anhand der verfügbaren Fakten 
beginnen

(b)	 bei Bedarf verfügbare Ressourcen anfordern, wie z. B. ein Kriseninterventionsteam oder andere geeig-
nete Spezialeinheiten oder Fachkräfte

(c)	 am Einsatzort Informationen sammeln 
(d)	 Situationen, Bedrohungen und Risiken bewerten 
(e)	 Optionen zur Konfliktlösung identifizieren 
(f)	 eine angemessene Vorgehensweise festlegen und 
(g)	 die Situation im weiteren Verlauf überprüfen und neu bewerten

(2)	Nichts in dieser Richtlinie hindert Beamte daran, schnell zu handeln, wenn sie mit einer lebensbedrohlichen 
Situation konfrontiert werden, wie z. B. einem aktiven Schützen. Wenn dies sicher und durchführbar ist, dürfen 
die Beamten ihre eigene Sicherheit oder die Sicherheit anderer nicht unnötig durch taktische Entscheidungen 
gefährden, die sie selbst oder andere in unangemessener Weise einem Risiko aussetzen, wie beispielsweise u. a.: 

(a)	 sich einer Person sofort zu nähern, ohne zuvor die Situation in geeigneter Weise einzuschätzen
(b)	 zu wenig Platz zwischen einem Beamten und der Person zu lassen 
(c)	 einer Person nicht genügend Zeit zu lassen, Aufforderungen Folge zu leisten oder
(d)	 die Situation unnötigerweise eskalieren zu lassen

Deeskalation 
Kernprinzip: Deeskalationsgebot

Soweit dies möglich ist, wenden die Beamten alle verfügbaren und angemessenen Deeskalationstaktiken an, bevor 
sie körperliche Gewalt einsetzen. [RCW 10.120.020 (2022 c 4 §3)]

(1)	 In Abhängigkeit von den Umständen stehen den Beamten verschiedene Deeskalationstaktiken zur Auswahl, 
darunter unter anderem:
(a)	 Einsatz von taktischer Positionierung und Neupositionierung, um den Vorteil von Distanz und De-

ckung zu wahren, wie z. B. das Zurückweichen von der Person, um die Taktik neu zu bewerten und 
festzulegen

(b)	 Aufstellen von Barrieren oder Verwendung vorhandener Strukturen, um einen Schutzschild oder eine 
andere Abschirmung zwischen den Beamten und einer Person zu errichten

(c)	 Versuch, die Situation zu beruhigen oder zu stabilisieren, um die Erwägung und Ankunft zusätzlicher 
Kräfte zu ermöglichen, die die Wahrscheinlichkeit einer sicheren Lösung erhöhen können   

(d)	 Anforderung und Einsatz verfügbarer Unterstützung und Verstärkung, wie z. B. durch ein Kriseninter-
ventionsteam, einen kompetenten Krisenhelfer, andere verhaltensmedizinische Fachkräfte oder Beamte 
zur Verstärkung, einschließlich erfahrenerer Beamter oder Vorgesetzter 

(e)	 klare Anweisungen und verbale Überzeugung
(f)	 Einsatz verbaler und nonverbaler Kommunikationstechniken, um eine Person zu beruhigen (z. B. lang-

sam sprechen, Ton und Körpersprache anpassen, die Arme nicht verschränken, Handgesten minimie-
ren und helles, blinkendes Licht und Sirenen reduzieren)
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(g)	 Versuch der nonverbalen Kommunikation, wenn mündliche Anweisungen nicht zielführend wären (z. 
B. wenn die Person und der Beamte unterschiedliche Sprachen sprechen oder die Person Anweisungen 
nicht hören oder verstehen kann)

(h)	 Kommunikation auf eine Weise, in der die Würde der Menschen geachtet wird (z. B. klare Erklärung 
der Maßnahmen und Erwartungen des Beamten, Zuhören bei Fragen und Bedenken der Person und 
respektvolles Antworten sowie Neutralität und Fairness beim Treffen von Entscheidungen)

(i)	 wenn mehrere leitende Beamte vor Ort sind, einen Beamten als Kommunikationsbeauftragten benen-
nen, um sich widersprechende oder verwirrende Anweisungen zu vermeiden, oder

(j)	 Geduld zeigen, während alle verfügbaren und geeigneten Taktiken und Ressourcen genutzt werden, 
um so viel Zeit wie nötig zur Verfügung zu stellen, um den Vorfall ohne Anwendung körperlicher Ge-
walt zu lösen  

Angemessene Sorgfalt
Kernprinzip: Gebot der angemessenen Sorgfalt

Berücksichtigen Sie die Merkmale und Umstände der Personen, darunter Kinder, älteren Personen, Schwangere, 
Personen mit eingeschränkten Englischkenntnissen und Personen, die geistige, Verhaltens-, körperliche, kognitive 
und wahrnehmungsbezogene Beeinträchtigungen oder Behinderungen aufweisen, wenn Sie entscheiden, ob kör-
perliche oder tödliche Gewalt angewendet werden soll, und falls erforderlich, wenden Sie eine angemessene und die 
geringstmögliche körperliche Gewalt an, um einen rechtmäßigen Zweck zu erfüllen. (RCW 10.120.020)

Kernprinzip: Ausübung von Aufgaben der Community Care

Nichts in dieser Richtlinie begrenzt oder schränkt die Fähigkeit eines Beamten ein, auf eine Bitte um Hilfe im Rah-
men der Community Care oder um Schutz von Gesundheit und Sicherheit zu reagieren und eine angemessene und 
die geringstmögliche körperliche Gewalt anzuwenden, um diese Funktionen auszuführen. [RCW 10.120.020 (2022 c 
4 §3)]  Es gelten die gleichen Maßstäbe für die Anwendung körperlicher Gewalt.  Zufällige Berührungen, die im Rahmen 
der Community-Care-Hilfe vorkommen können, werden jedoch nicht als körperliche Gewalt definiert.

Angemessene Sorgfalt bedeutet, dass der Beamte:
(1)	 wenn möglich, alle verfügbaren und geeigneten Deeskalationstaktiken anwendet, bevor er körperliche Gewalt 

einsetzt [RCW 10.120.010 (2022 c 4 §3)]. 
(2)	 die Merkmale und Umstände einer Person berücksichtigt, um zu entscheiden, ob körperliche Gewalt oder 

tödliche Gewalt gegen diese Person angewendet werden soll, und, falls körperliche Gewalt erforderlich ist, eine 
angemessene und die geringstmögliche körperliche Gewalt zu bestimmen, um einen rechtmäßigen Zweck zu 
erfüllen. Zu solchen Merkmalen und Umständen kann beispielsweise gehören:
(a)	 ob die Person sichtbar schwanger ist oder angibt, schwanger zu sein
(b)	 ob bekannt ist, das die Person minderjährig ist, nach objektiver Einschätzung minderjährig erscheint 

oder angibt, minderjährig zu sein
(c)	 ob bekannt ist, dass die Person eine schutzbedürftige erwachsene Person ist oder nach objektiver Ein-

schätzung als schutzbedürftige erwachsene Person im Sinne von RCW 74.34.020 erscheint
(d)	 ob die Person Anzeichen von geistigen, verhaltensbezogenen, intellektuellen, entwicklungsbezogenen 

oder körperlichen Beeinträchtigungen oder Behinderungen aufweist
(e)	 ob die Person unter Wahrnehmungs- oder kognitiven Beeinträchtigungen leidet, die typischerweise mit 

dem Konsum von Alkohol, Betäubungsmitteln, Halluzinogenen oder anderen Drogen zusammenhän-
gen

(f)	 ob die Person suizidgefährdet ist
(g)	 ob die Person über begrenzte Englischkenntnisse verfügt oder
(h)	 Ob bei der Person Kinder anwesend sind (RCW 10.120.020)

(3)	 die Anwendung körperlicher Gewalt beendet, sobald die Notwendigkeit einer solchen Gewalt endet (RCW 
10.120.020)
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Die Anwendung körperlicher Gewalt muss notwendig sein und einem  
rechtmäßigen Zweck dienen
Kernprinzip: Es ist nur die geringste Menge an Gewalt anzuwenden, die erforderlich ist, um ein legitimes Rechts-
durchsetzungsziel unter den gegebenen Umständen sicher zu erreichen. (RCW 10.120.020)

Begegnungen mit Polizei-/Ordnungsbehörden entwickeln sich schnell und sind nicht statisch. Daher müssen die Beam-
ten die Notwendigkeit und Wirksamkeit ihrer Maßnahmen, einschließlich ihrer taktischen Positionierung, kontinuier-
lich bewerten, um die Wahrscheinlichkeit zu verringern, dass sie körperliche Gewalt anwenden müssen. 

(1)	 Die Rechtfertigung der Notwendigkeit von körperlicher Gewalt ist gegeben, wenn es keine in angemessener 
Weise wirksame Alternative zu geben scheint, und die Anwendung von Gewalt eine geeignete und verhält-
nismäßige Reaktion darstellt, um den beabsichtigten gesetzlichen Zweck zu erfüllen oder den Beamten oder 
andere Personen vor der Bedrohung zu schützen.
(a)	 Die Angemessenheit ist auf der Grundlage der Gesamtumstände zu beurteilen, die dem Beamten vor 

und zum Zeitpunkt der Anwendung körperlicher Gewalt bekannt sind, einschließlich der Unmittelbar-
keit der Bedrohung, der Handlungen der Person, gegen die Gewalt angewendet wird, der Maßnahmen 
des Beamten und der Ernsthaftigkeit des verfolgten Ziels der Rechtsdurchsetzung. Die Feststellung, ob 
körperliche Gewalt angemessen ist, umfasst die Beurteilung, ob der Beamte taktische Entscheidungen 
getroffen hat, um unnötige Risiken für sich selbst und andere zu minimieren, alle verfügbaren und 
angemessenen Deeskalationstaktiken nach Möglichkeit vor der Anwendung körperlicher Gewalt ange-
wendet und bei der Anwendung körperlicher Gewalt angemessene Sorgfalt walten ließ.

(b)	 Die Verhältnismäßigkeit wird danach beurteilt, ob die Anwendung körperlicher Gewalt der Unmit-
telbarkeit und Schwere der Bedrohung oder des Widerstands entspricht, mit der der Beamte zum 
Zeitpunkt der Gewaltanwendung konfrontiert ist, sowie der Ernsthaftigkeit des verfolgten Ziels der 
Rechtsdurchsetzung.  Die Bedrohung oder der Widerstand kann sich im Laufe des Geschehnisses 
ändern. Verhältnismäßige Gewalt erfordert nicht, dass Beamte die gleiche Art oder Menge an körper-
licher Gewalt anwenden wie das Gegenüber. Je unmittelbarer die Bedrohung und je wahrscheinlicher, 
dass die Bedrohung zum Tod oder zu schweren körperlichen Verletzungen führt, desto größer kann die 
Gewalt sein, die möglicherweise angemessen ist.

(2)	 Die Anwendung körperlicher Gewalt muss einem rechtmäßigen Zweck dienen.  Ein Beamter darf körperli-
che Gewalt gegen eine Person anwenden, soweit dies erforderlich ist, um: 
(a)	 den Beamten, eine andere Person oder die Person, gegen die körperliche Gewalt angewendet wird, vor 

einer unmittelbar drohenden körperlichen Verletzung zu schützen (RCW 10.120.020)
(b)	 vor einer Straftat zu schützen, wenn es einen mutmaßlichen Grund dafür gibt, dass die Person die 

Straftat begangen hat, begeht oder im Begriff ist, die Straftat zu begehen [RCW 10.120.020 (2022 c 80 
§3)] 

(c)	 eine Verhaftung vorzunehmen (RCW 10.120.020)
(d)	 eine Person in Gewahrsam zu nehmen, wenn dies gesetzlich erlaubt ist oder angeordnet wurde [RCW 

10.120.020 (2022 c 80 §3)] 
(e)	 eine Flucht im Sinne von Kapitel 9A.76 RCW (RCW 10.120.020) zu verhindern
(f)	 eine Person an der Flucht zu hindern oder eine Person aufzuhalten, die aktiv vor einer rechtmäßigen 

zeitweiligen Untersuchungshaft flieht, vorausgesetzt, die Person wurde darüber informiert, dass sie 
verhaftet ist und es ihr nicht frei steht zu gehen [RCW 10.120.020 (2022 c 80 §3)] 

(g)	 eine Person in Gewahrsam zu nehmen, eine Person zur Untersuchung oder Behandlung zu transportie-
ren oder andere Hilfe gemäß Kapitel 10.77, 71.05, oder 71.34 RCW [RCW 10.120.020 (2022 c 4 §3)] zu 
leisten

(h)	 eine minderjährige Person in Schutzhaft zu nehmen, wenn dies gesetzlich erlaubt ist oder angeordnet 
wird [RCW 10.120.020 (2022 c 4 §3)]

(i)	 um eine gerichtliche Verfügung auszuführen oder durchzusetzen, die einen Beamten ermächtigt oder 
anweist, eine Person in Gewahrsam zu nehmen [RCW 10.120.020 (2022 c 4 §3)] 

(j)	 einen Durchsuchungsbefehl zu vollstrecken [RCW 10.120.020 (2022 c 4 §3)]
(k)	 eine mündliche Weisung eines Justizbeamten im Gerichtssaal oder eine schriftliche Anordnung aus-
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zuführen oder zu vollstrecken, wenn das Gericht einen Beamten ausdrücklich ermächtigt, körperli-
che Gewalt anzuwenden, um die Weisung oder Anordnung auszuführen oder zu vollstrecken [RCW 
10.120.020 (2022 c 4 §3)] oder

(l)	 jede andere Community-Care-Funktion auszuführen, darunter u. a. die Durchführung von Wohlfahrts-
überprüfungen, die Unterstützung anderer Ersthelfer und medizinischer Fachkräfte, Verhaltensmedizi-
ner, Sozialdienstleister, ausgewiesener Krisenhelfer, von Bereitstellern von Unterkünften oder Obdach 
oder sonstiger Vertreter der Öffentlichkeit [RCW 10.120.020 (2022 c 4 §3)]

Ausweisen, Androhung und Gelegenheit zur Folgeleistung vor der  
Anwendung körperlicher Gewalt
Wenn dies sicher und durchführbar ist, müssen die Beamten vor der Anwendung von körperlicher Gewalt:

(1)	 sich als Vollzugsbeamte ausweisen
(2)	 versuchen festzustellen, ob bei der Person besondere Bedürfnisse, eine geistige Verfassung, körperliche Ein-

schränkungen, Entwicklungsstörungen, Sprachbarrieren oder andere Faktoren vorliegen, durch die die betref-
fende Person ggf. beeinträchtigt ist, die Anordnungen der Beamten zu verstehen und zu befolgen  

(3)	 klare Anweisungen geben und Androhungen aussprechen
(4)	 der betreffende Person gegenüber androhen, dass körperliche Gewalt angewendet wird, wenn sie weiterhin 

Widerstand leistet, und
(5)	 der Person angemessene Gelegenheit geben, auf die Androhung, dass körperliche Gewalt angewendet werden 

kann, zu reagieren 

Der Einsatz von Würgegriff und Schwitzkasten ist verboten
Ein Ordnungshüter darf im Rahmen seiner Pflichtausübung als Ordnungshüter keinen Würgegriff oder Schwitzkasten an 
einer anderen Person anwenden. (RCW 10.116.020)1

Maßnahmen als Reaktion auf Fehlverhalten
Kernprinzip Pflicht zum Einschreiten und Pflicht zur Meldung von Fehlverhalten (RCW 10.93.190)

Jeder identifizierbare Beamte im Dienst, der Zeuge wird, wie ein anderer Beamter übermäßige Gewalt gegen eine andere 
Person anwendet oder dies versucht, muss eingreifen, wenn er in der Lage ist, die Anwendung übermäßiger Gewalt oder 
die versuchte Anwendung übermäßiger Gewalt zu beenden oder zu verhindern bzw. die weitere Anwendung übermäßiger 
Gewalt zu verhindern. Jeder identifizierbare Beamte im Dienst, der Zeuge eines von einem anderen Beamten begangenen 
Fehlverhaltens wird oder in gutem Glauben davon ausgeht, dass ein anderer Ordnungshüter ein Fehlverhalten begangen 
hat, muss dieses Fehlverhalten dem Vorgesetzten des bezeugenden Beamten oder einem anderen vorgesetzten Beamten 
in Übereinstimmung mit den Richtlinien und Verfahren der Beschäftigungsdienststelle des bezeugenden Beamten für 
die Meldung solcher von einem Beamten begangenen Handlungen melden. [Siehe auch Modellrichtlinie über die Pflicht 
zum Eingreifen der Washington State Criminal Justice Training Commission (CJTC, Ausbildungskommission für Straf-
justiz des Bundesstaates Washington)] 

Erste Hilfe
Kernprinzip: Pflicht zur Leistung oder Bereitstellung von Erster Hilfe

Alle Mitarbeiter der Strafverfolgungsbehörden müssen Erste Hilfe leisten oder bereitstellen, damit diese 
den an einem von den Strafverfolgungsbehörden kontrollierten Einsatzort verletzten Personen bei der 
frühestmöglichen sicheren Gelegenheit geleistet wird. (RCW 36.28A.445) (Siehe auch Richtlinien zur Ersten 
Hilfe der CJTC)
1	  Zum 1. Juli 2022 befasst sich das Attorney General’s Office mit der Erarbeitung eine förmliche Stellungnahme zu diesem Thema als Re-
aktion auf eine Anfrage des Gesetzgebers. Die Frage ist, ob RCW 10.120.020 (3) einen Vollzugsbeamten effektiv ermächtigt, einen Würgegriff oder 
Schwitzkasten anzuwenden, „um sein Leben oder das Leben einer anderen Person vor einer unmittelbaren Bedrohung zu schützen“, obwohl solche 
Taktiken ausdrücklich verboten sind RCW 10.116.020.  Sobald die Stellungnahme später im Jahr 2022 fertiggestellt ist, wird sie online veröffentlicht 
unter: https://www.atg.wa.gov/ago-opinions/year/2022. 

http://app.leg.wa.gov/RCW/default.aspx?cite=10.120.020
https://www.atg.wa.gov/ago-opinions/year/2022
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(1)	 Verletzte und gefesselte Personen sind während des Polizeigewahrsams zu überwachen.
(2)	 In Übereinstimmung mit der Ausbildung müssen die Beamten die folgenden Maßnahmen ergreifen, um das 

Risiko einer positionsbedingten bzw. Kompressionsasphyxie zu verringern:
(a)	 Sobald dies sicher und möglich ist, nachdem Sie einer zu Boden gebrachten Person Handschellen 

angelegt oder sie anderweitig fixiert haben, rollen Sie die Person zur Seite und bringen Sie sie in eine 
aufrechte Position, die den Mechanismus der normalen Atmung nicht behindert, es sei denn, die Per-
son ist bewusstlos. Diese Anforderung ist besonders wichtig, wenn die Person in Bauchlage mit Hand-
schellen gefesselt ist.

(i)	 Ausnahme: Wenn die Person bei Bewusstsein ist und den Wunsch äußert, in eine andere Posi-
tion gebracht zu werden, bringen die Beamten sie in diese Position, es sei denn, dies stellt ein 
erhebliches Sicherheitsrisiko für die Person selbst, die Beamten oder andere Personen dar.

(b)	 Üben Sie keinen anhaltenden Druck auf Brust, Nacken oder Rücken aus, auch nicht durch Sitzen, Kni-
en oder Stehen.

(c)	 Überwachen Sie kontinuierlich den Zustand der Person, während sie fixiert ist, da plötzlich der Tod 
eintreten und sich innerhalb von Sekunden über den Punkt einer lebensfähigen Wiederbelebung hin-
aus entwickeln kann. Die Überwachung umfasst unter anderem die Beurteilung der Angemessenheit 
der Atmung der Person, ihrer Gesichtsfarbe und jeglicher Beeinträchtigung, die von der Person geäu-
ßert wird.

(d)	 Wann immer dies während der Zurückhaltung des Teams möglich ist, wenn es die Personalbeschrän-
kungen zulassen, muss der ranghöchste Beamte einen Sicherheitsbeauftragten benennen. Der Sicher-
heitsbeauftragte überwacht die Gesundheit und das Wohlergehen der Person, bis:

(i)	 bis die Verantwortung an eine medizinische Fachkraft [z. B. Emergency Medical Technician 
(EMT, Rettungssanitäter), Sanitäter] übertragen wird oder

(ii)	 die Person in einem Transportfahrzeug in eine sitzende Position gebracht wird und dem Sicher-
heitsbeauftragten gegenüber artikuliert, dass sie sich nicht unwohl fühlt und die Person dem 
Sicherheitsbeauftragten gesund erscheint und sich normal äußert.

(e)	 Wenn der Sicherheitsbeauftragte ein Problem mit der Atmung, der Gesichtsfarbe oder eine Beeinträch-
tigung der Person feststellt, muss er den ranghöchsten Beamten informieren. 

(f)	 Eine gefesselte Person darf nicht in Bauchlage transportiert werden. 
(3)	 Die Beamten müssen Erste Hilfe speziell auf bestimmte Gewaltmittel ausgerichtet leisten oder bereitstellen. 

(a)	 Pfefferspray (OC): Bei der frühestmöglichen sicheren Gelegenheit an einem von den Strafverfolgungs-
behörden kontrollierten Einsatzort muss ein Beamter Maßnahmen ergreifen, um die Auswirkungen des 
OC zu versorgen, indem er die Augen der Person mit sauberem Wasser ausspült und wenn möglich für 
die Zufuhr frischer Luft sorgt. 

(b)	 Electronic Control Weapon (ECW, Elektroimpulswaffe): Bei der frühestmöglichen sicheren Gele-
genheit an einem von den Strafverfolgungsbehörden kontrollierten Einsatzort müssen die Beamten 
ECW-Elektroden entfernen, es sei denn, die Elektroden befinden sich in einem sensiblen Bereich wie 
Kopf, Brust oder Leiste. 

(i)	 Elektroden in sensiblen Bereichen müssen von einem EMT, Sanitäter oder anderem medizini-
schen Fachpersonal entfernt werden.

(ii)	 ECW-Elektroden sind als biogefährliches Material zu behandeln. 
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Arten von Gewalt

Kernprinzip: Wenden Sie die geringste Menge an körperlicher Gewalt an, die erforderlich ist, um den Widerstand 
unter den gegebenen Umständen zu überwinden. [Revised Code of Washington (RCW, Gesetzessammlung des Bun-
desstaates Washington) 10.120.020]

Kernprinzip: Wenden Sie tödliche Gewalt nur dann an, wenn es notwendig ist, um sich vor einer unmittelbar dro-
henden schweren körperlichen Verletzung oder dem Tod zu schützen. [Revised Code of Washington (RCW, Gesetzes-
sammlung des Bundesstaates Washington) 10.120.020 (2022 c 80 §3 and 2022 c 4 §3)]

Die Beamten müssen nicht erst eine Art von Gewalt erschöpfen, bevor sie zu größerer Gewalt übergehen.
(1)	 Körperliche Gewalt auf niedrigem Niveau: Diese Art von Gewalt zielt nicht darauf ab und birgt eine geringe 

Wahrscheinlichkeit, Verletzungen zu verursachen, kann jedoch vorübergehende Beschwerden oder Schmerzen 
herbeiführen.  In Abhängigkeit von den Umständen, einschließlich der Merkmale und der Umstände der Per-
son, können die Gewaltoptionen auf niedrigerem Niveau Folgendes umfassen:
(a)	 Techniken zur Lenkung der Bewegung (z. B. Zurückschieben, Eskortieren, Heben, Wegtragen) 
(b)	 Kontrollgriffe (z. B. Handgelenkhebel, Fingerhebel, Gelenkmanipulation)
(c)	 Offene-Hand-Techniken
(d)	 Takedowns oder
(e)	 Einsatz von Fußfesseln

(2)	 Körperliche Gewalt auf mittlerem Niveau: Diese Art von körperlicher Gewalt stellt ein vorhersehbares Risiko 
erheblicher Verletzungen oder Schädigungen dar, es ist jedoch weder wahrscheinlich noch wird damit beab-
sichtigt, den Tod herbeizuführen.  
In Abhängigkeit von der Gesamtheit der Umstände kann eine mittlere körperliche Gewalt angemessen sein, 
wenn eine Person mit einem unmittelbar bevorstehenden Angriff auf den Beamten oder andere Personen droht. 
Zu den Optionen mittlerer Gewalt gehören:
(a)	 Pfefferspray (OC)
(b)	 Elektroimpulswaffen
(c)	 Geschoss-Hiebwaffen
(d)	 Hundebiss oder Verletzung, die durch körperlichen Kontakt zwischen einem Hund und einer Person 

verursacht wird
(e)	 Schläge mit Hiebwaffen (außer Schläge mit Hiebwaffen an Kopf, Hals, Kehle oder Wirbelsäule) oder
(f)	 Hiebe, Tritte oder sonstige Schläge mit einem Körperteil eines Beamten

(i)	 Beamte dürfen Schlagtechniken, die auf den Kopf einer Person gerichtet sind, nur zur Selbst-
verteidigung oder zur Verteidigung anderer Personen anwenden.  Das Schlagen auf den Kopf 
einer Person mit Fäusten, Ellbogen, Knien und Füßen darf nicht als Mittel zur Schmerzzufü-
gung verwendet werden. 

(3)	 Tödliche Gewalt: Ein Beamter darf nur dann tödliche Gewalt gegen eine andere Person anwenden, wenn tödli-
che Gewalt erforderlich ist, um den Beamten oder eine andere Person vor einer unmittelbar drohenden schwe-
ren Körperverletzung oder dem Tod zu schützen. (RCW 10.120.020) Beamte dürfen keine tödliche Gewalt 
gegen Personen anwenden, die nur für sich selbst eine Gefahr darstellen und wenn für eine andere Person oder 
einen anderen Beamten keine unmittelbare Gefahr des Todes oder einer schweren Körperverletzung besteht. 
Tödliche Gewalt umfasst:

(i)	 Schläge mit Hiebwaffen an Kopf, Hals, Kehle oder Wirbelsäule
(ii)	 Schlagen des Kopfes einer Person auf bzw. gegen einen harten, feststehenden Gegenstand
(iii)	 Abfeuern einer mit tödlicher Munition geladenen Schusswaffe auf eine Person bzw.
(iv)	 vorsätzliches Rammen einer Person, die sich nicht in einem Fahrzeug befindet, mit einem Fahr-

zeug
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Auswahl von Gewaltmitteln
Kernprinzip: Verwenden Sie nach Möglichkeit stets die verfügbaren und geeigneten weniger tödlichen Alternativen, 
bevor Sie tödliche Gewalt anwenden. (RCW 10.120.020)

(1)	 Die Behörde muss den Beamten weniger tödliche Alternativen in angemessener Weise zur Verfügung stellen. 
[RCW 10.120.020 (2022 c 4 §3)]

(2)	 Alle Mittel müssen von den Beamten entsprechend der Ausbildung und den Anleitungen der Hersteller der 
jeweiligen Ausrüstung verwendet werden.

Pfefferspray (OC):
(1)	 OC ist ein Entzündungsstoff, der ein intensives Brennen der Augen, der Nase, des Mundes und der Haut verur-

sacht, was zum Schließen, Tränen und Anschwellen der Augen sowie zu Würgehusten, Brechreiz und Atemnot 
führen kann. 

(2)	 Nach dem erstmaligen Einsatz von OC-Spray ist jede weitere Anwendung ebenfalls zu begründen.
(3)	 Der Einsatz von OC-Spray ist in einem geschlossenen, stark bevölkerten Raum, in dem die Wahrscheinlichkeit 

besteht, dass unbeteiligte Personen betroffen werden, nicht geeignet, es sei denn, OC-Spray ist die einzige ver-
fügbare und geeignete Option der Gewaltanwendung. Beamte, die OC einsetzen, müssen sich bemühen, eine 
beiläufige Exposition gegenüber unbeteiligten Personen zu vermeiden oder zu minimieren.

Hiebwaffen
(1)	 Zu den von der Behörde ausgegebenen und autorisierten Hiebwaffen gehören typischerweise Schlagstöcke.  
(2)	 Die Beamten dürfen nicht absichtlich auf lebenswichtige Bereiche einschlagen, einschließlich Kopf, Hals, Ge-

sicht, Kehle, Wirbelsäule, Leiste oder Nieren, es sei denn, tödliche Gewalt ist erlaubt.  
(3)	 Beamte dürfen eine Hiebwaffe nicht verwenden, um eine Person einzuschüchtern, wenn die Androhung eines 

Hiebwaffeneinsatzes nicht durch die bestehende Bedrohung gerechtfertigt ist.
(4)	 Die Beamten müssen die Wirksamkeit von Hiebwaffenschlägen sobald dies sicher und durchführbar ist, neu 

bewerten und, wenn diese nicht wirksam sind, zu einem anderen geeigneten Ziel oder zu einer anderen takti-
schen oder körperlichen Gewaltoption wechseln.  

Projectile Impact Weapons (auch Hiebwaffen mit erweiterter Reichweite 
genannt)

(1)	 Eine Projectile Impact Weapon (PIW, Geschoss-Hiebwaffe) feuert weniger tödliche Munition ab und soll eine 
Person betäuben, vorübergehend außer Gefecht setzen oder vorübergehend Unbehagen verursachen, ohne in 
den Körper der Person einzudringen. 

(2)	 Die Beamten müssen in der Verwendung einer PIW geschult werden, bevor sie im Rahmen von Polizeioperati-
onen eingesetzt werden dürfen. 

(3)	 Wenn es sicher und durchführbar ist, sollte ein Beamter, der eine PIW abfeuern will, andere Beamte am Einsat-
zort vor dem Abfeuern informieren.

(4)	 Ein Beamter sollte auf das Gesäß, den Oberschenkel, die Wade und große Muskelgruppen zielen. 
(5)	 Beamte, die eine PIW einsetzen, müssen die Wirksamkeit der PIW nach jedem Schuss beurteilen. Wenn weitere 

PIW-Runden erforderlich sind, sollten die Beamten erwägen, auf eine andere Körperregion zu zielen.  
(6)	 Einschränkungen für den Gebrauch. Die PIW sollte unter den folgenden Umständen nicht eingesetzt werden, 

es sei denn, die Anwendung tödlicher Gewalt ist gerechtfertigt:
(a)	 Absichtliches Zielen mit einer PIW auf Kopf, Hals, Brust oder Leiste, es sei denn, tödliche Gewalt ist 

erlaubt.
(b)	 In Bereichen, die nicht den Richtlinien des PIW-Herstellers entsprechen.
(c)	 Auf eine Person, die sich auf einer erhöhten Fläche befindet (z. B. auf einem Vorsprung, Gerüst, in der 

Nähe eines Abgrunds usw.), es sei denn, es wurden angemessene Anstrengungen unternommen, um 
eine durch einen Sturz verursachte Verletzung zu verhindern oder zu minimieren (z. B. durch Einsatz 
eines Sicherheitsnetzes). 
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Electronic Control Weapons (auch Elektroimpulsgerät oder Taser genannt)
(1)	 Eine Electronic Control Weapon (ECW, Elektroimpulswaffe) ist ein tragbares Gerät, das Pfeile/Elektroden 

abfeuert, die eine elektrische Ladung oder Strom übertragen, um eine Person vorübergehend zu immobili-
sieren.

(2)	 Ausgabe und Mitführen einer ECW:
(a)	 Eine genehmigte ECW darf nur von Beamten verwendet werden, die für ihre Anwendung zertifiziert 

wurden und jährlich jeweils eine Neu-Zertifizierung erhalten haben.
(b)	 Von Beamten, an die eine ECW ausgegeben wurde, wird erwartet, dass sie diese als weniger tödliche 

Option bei sich tragen.
(c)	 Wenn es der Ausbildung entspricht, führen Beamte, die eine ECW tragen, vor jeder Schicht eine Funk-

tionsprüfung der Waffe durch und prüfen die verbleibende Batterielebensdauer. Die Beamten sollten 
jede Fehlfunktion einem Vorgesetzten oder anderem geeigneten Personal melden.

(3)	 Normen für den Gebrauch:
(a)	 Die Beamten müssen eine ECW auf der Stützseite des Körpers tragen und unter allen außer extremen 

Umständen das Gerät mit der Stützhand (nicht der Schusshand) ziehen, vorzeigen und verwenden.  
(b)	 Die Beamten sollten nicht gleichzeitig eine ECW und eine Schusswaffe in den Händen halten, es sei 

denn, es liegen dringende Umstände vor.  
(c)	 Die Beamten sollten auf Körperregionen zielen, die nicht Kopf, Hals, Brust oder Genitalien umfassen. 
(d)	 Die Beamten sollten nicht absichtlich mehrere ECWs gegen dieselbe Person einsetzen, es sei denn, die 

erste eingesetzte Waffe hat das Ziel eindeutig verfehlt.
(e)	 Die Beamten sollten sich darüber im Klaren sein, dass der primäre Einsatzzweck eines ECW nicht ein 

Instrument zum Zufügen von Schmerzen ist. Der Distanzlos-Modus sollte nur dann verwendet werden, 
wenn dies erforderlich ist, um den Destabilisierungskreislauf abzuschließen, wenn nur eine Elektrode 
die Person getroffen hat, wenn beide Elektroden in unmittelbarer Nähe eingeschlagen sind oder wenn 
keine anderen weniger tödlichen Optionen verfügbar und angemessen sind.

(f)	 Beamte sollten sich darüber im Klaren sein, dass die mehrfache Anwendung der ECW das Risiko 
schwerer oder tödlicher Verletzungen erhöht.

(g)	  Eine ECW darf nur jeweils für einen Standardentladungszyklus von fünf Sekunden oder weniger ver-
wendet werden. Danach muss der Beamte die Situation neu bewerten. Ein Beamter darf nur die Min-
destanzahl von Zyklen anwenden, die erforderlich ist, um die Person zu kontrollieren.

(h)	 Die Beamten sollten davon ausgehen, dass, wenn sie eine ECW dreimal gegen eine Person eingesetzt 
haben und die Person weiterhin aggressiv ist, die ECW gegen diese Person möglicherweise nicht wirk-
sam ist, und der Beamte muss dann andere Optionen in Betracht ziehen.

(i)	 Die Beamten müssen in der Lage sein, die Begründung für jede einzelne Anwendung der ECW klar zu 
artikulieren und zu dokumentieren.  

(4)	 Einschränkungen für den Gebrauch. Unter folgenden Umständen sollte eine ECW nicht verwendet werden:
(a)	 Gegen eine Person, die vom Ort des Geschehens flüchtet, und wenn keine weiteren Faktoren zutreffen. 
(b)	 Gegen eine Person mit Handschellen oder die anderweitig bewegungsunfähig gemacht wurde, es sei 

denn, tödliche Gewalt ist erlaubt.
(c)	 Gegen eine Person, die sich auf einer erhöhten Fläche befindet (z. B. auf einem Vorsprung, Gerüst, in 

der Nähe eines Abgrunds usw.), es sei denn, es wurden angemessene Anstrengungen unternommen, 
um eine durch einen Sturz verursachte Verletzung zu verhindern oder zu minimieren (z. B. durch 
Einsatz eines Sicherheitsnetzes).

(d)	 Gegen einen Fahrzeugführer, der die körperliche Kontrolle über ein in Bewegung befindliches 
Fahrzeug hat, einschließlich Autos, Lastwagen, Motorräder, Quads, Fahrräder und Motorroller, es sei 
denn, tödliche Gewalt ist erlaubt.

(e)	 In jeder Umgebung, von der ein Beamter weiß oder Grund zu der Annahme hat, dass ein poten-
ziell brennbares, flüchtiges oder explosives Material vorhanden ist, das durch einen offenen Funken 
entzündet werden könnte, wie unter anderem OC-Spray mit einem flüchtigen Treibmittel, Benzin, 
Erdgas, oder Propan.
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Schusswaffen
(1)	 Eine Schusswaffe ist eine Waffe mit tödlicher Munition, die von einem Beamten getragen wird, die den Schuss-

waffenspezifikationen der Behörde entspricht oder die von der Leitung der Strafverfolgungsbehörde als Spezial-
schusswaffe autorisiert wurde.

(2)	 Beamte dürfen nur in Situationen, in denen tödliche Gewalt erlaubt ist, eine Schusswaffe auf eine Person abfeu-
ern. Jede Schussabgabe muss begründet werden.

(3)	 Richten auf eine Person und Ziehen einer Schusswaffe:  
(a)	 Beamte dürfen eine Schusswaffe nur dann auf eine Person richten, wenn tödliche Gewalt erlaubt ist.  
(b)	 Beamte dürfen eine Schusswaffe nur dann ziehen und in der abgesenkten Bereitschaftsposition (d. 

h. außerhalb des Halfters, aber auch außerhalb des Sichtfelds des Beamten) halten, wenn der Beamte 
angemessene Beobachtungen auf der Grundlage der Gesamtumstände macht, dass sich die Situation bis 
zu dem Punkt entwickeln könnte, an dem tödliche Gewalt zulässig wäre. 

(c)	 Wenn festgestellt wird, dass die Anwendung tödlicher Gewalt nicht erforderlich ist, müssen die Beam-
ten, sobald dies sicher und durchführbar ist, ihre Schusswaffe senken, ins Halfter stecken oder sichern. 

(d)	 Das Richten einer Schusswaffe auf eine Person ist eine meldepflichtige Anwendung von Gewalt, und 
die entsprechende Rechtfertigung und die Umstände müssen gemäß den Verfahren dokumentiert wer-
den, die durch das bundesstaatweite Datenerfassungsprogramm zur Gewaltanwendung festgelegt sind. 
(RCW 10.118.030) 

(4)	 Wenn möglich, müssen die Beamten mündlich androhen, dass von der Schusswaffe Gebrauch gemacht wird. 
(5)	 Vor der Entscheidung, die Schusswaffe zu gebrauchen, müssen die Beamten das Schussfeld, den Hintergrund, 

Umstehende, die Möglichkeit eines Querschlägers und sonstige Quellen einer Lebensgefahr berücksichtigen.
(6)	 Einschränkungen für den Gebrauch: 

(a)	 Die Beamten dürfen Schusswaffen nicht als Hiebwaffen verwenden, außer wenn tödliche Gewalt er-
laubt ist.

(b)	 Abfeuern einer Schusswaffe auf oder von einem fahrenden Fahrzeug:
(i)	 Beamte dürfen keine Waffe auf ein sich bewegendes Fahrzeug abfeuern, es sei denn, dies ist zum 

Schutz vor einer unmittelbar drohenden schweren Körperverletzung erforderlich, die sich aus 
der Verwendung einer tödlichen Waffe durch den Fahrzeugführer oder einen Insassen ergibt. Ein 
Fahrzeug gilt nicht als tödliche Waffe, es sei denn, der Fahrzeugführer verwendet das Fahrzeug 
als tödliche Waffe und dem Beamten stehen keine anderen angemessenen Mittel zur Vermeidung 
potenzieller ernsthafter Schäden unmittelbar zur Verfügung. (RCW 10.116.060)

(ii)	 Wenn möglich, sollten die Beamten versuchen, einem fahrenden Fahrzeug auszuweichen, anstatt 
ihre Waffe auf den Fahrzeugführer abzufeuern. 

(iii)	 Beamte dürfen nicht auf irgendeinen Teil eines Fahrzeugs schießen, um das Fahrzeug funktions-
untüchtig zu machen.

(iv)	 Beamte dürfen eine Schusswaffe nur dann aus einem fahrenden Fahrzeug abfeuern, wenn eine 
Person dem Beamten oder einer anderen Person unmittelbar mit tödlicher Gewalt droht.

(7)	 Untersagter Gebrauch. Die Beamten dürfen unter folgenden Umständen keinen Gebrauch von der Schusswaffe 
machen:
(a)	 Wenn es wahrscheinlich erscheint, dass eine unschuldige Person verletzt werden könnte.
(b)	 Abfeuern eines „Warnschusses“.
(c)	 Das Abfeuern oder Richten einer Schusswaffe auf eine Person, die nur eine Gefahr für sich selbst 

darstellt und nicht die offensichtliche Fähigkeit, Gelegenheit und Absicht hat, dem Beamten oder einer 
anderen Person unmittelbar den Tod oder eine ernsthafte körperliche Verletzung beizufügen. 

(d)	 Das Abfeuern oder Richten einer Schusswaffe auf eine Person, die nur eine Gefahr für Eigentum 
darstellt und nicht die offensichtliche Gelegenheit oder Absicht hat, dem Beamten oder einer anderen 
Person unmittelbar den Tod oder eine ernsthafte körperliche Verletzung beizufügen. 
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Auswahl von Fesselvorrichtungen

Da Fesselvorrichtungen dazu bestimmt sind, die Bewegung einer Person zu erzwingen, zu kontrollieren, einzuschränken 
oder zu verhindern, stellt die Verwendung dieser Vorrichtungen körperliche Gewalt dar, und alle in dieser Richtlinie auf-
geführten Überlegungen zur Anwendung körperlicher Gewalt gelten, wenn solche verwendet werden.  

Spuckschutz
(1)	 Ein Spuckschutz (manchmal auch als „Spuckhaube“, „Spuckmaske“ oder „Transporthaube“ bezeichnet) ist eine 

Haube aus Netzgewebe, die über Kopf und Gesicht einer Person gestülpt werden kann, um die Übertragung 
von Infektionskrankheiten über Speichel, Schleim und Blut zu verhindern oder einzudämmen.  

(2)	 Normen für den Gebrauch:  
(a)	 Ein Beamter kann einen Spuckschutz anlegen, wenn er eine Person, die spuckt oder beißt, rechtmäßig 

festhält oder versucht, sie festzuhalten.  
(b)	 Beamte, die einen Spuckschutz anlegen, müssen sicherstellen, dass der Spuckschutz gemäß den Anwei-

sungen des Herstellers ordnungsgemäß befestigt ist, um eine ausreichende Belüftung zu ermöglichen, 
damit die festgehaltene Person normal atmen kann. 

(c)	 Nur Beamte, die eine von der Behörde zugelassene Schulung zum Anlegen eines Spuckschutzes erfolg-
reich abgeschlossen haben, sind berechtigt, diese zu verwenden.

(d)	 Die Beamten dürfen nur von der Behörde ausgegebene Spuckschutzhauben verwenden. 
(3)	 Einschränkungen für den Gebrauch:

(a)	 Personen, die mit OC-Spray besprüht wurden, müssen vor dem Anlegen eines Spuckschutzes dekonta-
miniert werden, damit ihre Atmung nicht beeinträchtigt wird. 

(b)	 Bei Personen, die sich in einer psychischen Krise befinden, kann die Anwendung eines Spuckschutzes 
ein erhöhtes Maß an Stress hervorrufen. Die Beamten müssen die verbale Zusicherung geben und die 
Situation dynamisch beurteilen, um den Spuckschutz so schnell wie möglich wieder zu entfernen.  

(4)	 Untersagter Gebrauch. Wegen erhöhter Risiken dürfen die Beamten in den folgenden Situationen keinen 
Spuckschutz einsetzen:
(a)	 Wenn die festgehaltene Person stark aus dem Bereich um Mund oder Nase blutet. 
(b)	 Bei einer Person, die sich aktiv erbricht. Wenn eine Person sich erbricht, während sie einen Spuck-

schutz trägt, ist der Spuckschutz sofort zu entfernen und zu entsorgen. 
(c)	 Bei einer Person, die angibt, an einer Krankheit zu leiden, die ihre Atmung beeinträchtigt, oder die 

Symptome einer erschwerten oder beeinträchtigten Atmung aufweist. 
(5)	 Im Falle eines medizinischen Notfalls muss der Spuckschutz sofort entfernt werden.  
(6)	 Vor dem Einsatz eines Spuckschutzes muss ein Beamter der Person den Gebrauch androhen und ihr eine ange-

messene Frist einräumen, um den Anordnungen des Beamten Folge zu leisten. Wenn ein Spuckschutz angelegt 
wurde, nimmt der Beamte diesen ab, sobald die Gefahr des Spuckens oder Beißens vorbei ist oder der Beamte 
feststellt, dass der Spuckschutz nicht mehr erforderlich ist.  

(7)	 Nach dem Anbringen eines Spuckschutzes und wenn dies gefahrlos möglich ist, bringen die Beamten die 
Person in eine sitzende oder Seitenlage und überwachen die Person, bis der Spuckschutz entfernt wird. Die 
Beamten müssen der Person, wenn diese eskortiert wird, aufgrund der Möglichkeit einer beeinträchtigten oder 
verzerrten Sicht behilflich sein.  

(8)	 Der Einsatz eines Spuckschutzes muss dokumentiert werden.  
(9)	 Spuckschutzhauben müssen nach jedem Gebrauch entsorgt werden.
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Fußfesseln
(1)	 Eine Fußfessel ist ein Riemen, der dazu dient, die Bewegung der Füße einer Person einzuschränken, um eine 

angreifende Person zu kontrollieren.  
(2)	 Die Beamten dürfen nur von der Behörde ausgegebene Fußfesseln verwenden.
(3)	 Untersagter Gebrauch:  Die Beamten dürfen eine Fußfessel nicht mit Handschellen oder anderen Arten von 

Fesseln verbinden (d. h. eine Person krummschließen).
(4)	 Sobald eine Fußfessel angelegt wurde, dürfen die Beamten die Person nicht mit dem Gesicht nach unten able-

gen.
(5)	 Die Beamten müssen Personen, denen eine Fußfessel angelegt wurde, überwachen und erforderlichenfalls 

sofort Maßnahmen ergreifen, um die Gesundheit und Sicherheit dieser Person zu schützen.
(6)	 Die Beamten müssen die Verwendung einer Fußfessel sofort beenden, wenn die Notwendigkeit für ihre Ver-

wendung nicht mehr besteht.

Schulung

(1)	 Alle Polizeibeamten und Vorgesetzten müssen mindestens einmal jährlich eine Schulung entsprechend dieser 
Richtlinie erhalten. Die Schulung sollte: 

(a)	eine Kombination aus Seminar und Szenario-basiertem Training sein 
(b)	wenn relevant und durchführbar, Partner aus den Gemeinden einbeziehen
(c)	kulturelle Kompetenz fördern, um unverhältnismäßig stark betroffene Gemeinschaften zu verstehen und zu 

erkennen, wie sich rassistische Erfahrungen mit der Polizeiarbeit und dem Strafjustizsystem auf die Interakti-
onen mit der Polizei auswirken können 

(2)	 Diese Richtlinie sollte in die Kurspläne für Verteidigungstaktiken aufgenommen werden. 
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